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 Faktisch abgeschafft
FLÜCHTENDE – EU plant Reform des Asylrechts bis Frühjahr kommenden Jahres

(pw) Die EU hat weitreichende 
 Entscheidungen in der Asylpolitik 
getroffen. Damit rüttelt sie an seit 
Jahrzehnten bewährten Prinzipien. 
Die EU-Innenminister*innen haben 
sich dazu am 8. Juni auf einen 
Kompromissvorschlag zum Ge-
meinsamen Europäischen Asylsys-
tem (GEAS) geeinigt. Wird er um-
gesetzt, bedeutet das eine Politik 
der Abschreckung, Abschottung 
und eine Einschränkung des Rechts 
auf Asyl.

Zukünftig sollen ankommende 
Menschen aus als sicher geltenden 
Ländern nach dem Grenzübertritt 
unter haftähnlichen Bedingungen 
in streng kontrollierten Aufnahme-
einrichtungen untergebracht wer-
den. Im Normalfall soll innerhalb 
von zwölf Wochen geprüft werden, 
ob die Antragstellenden Chancen 
auf Asyl haben. Wenn dies nicht der 
Fall ist, sollen sie umgehend zurück-
geführt werden. Zudem sollen die 
stark belasteten Mitgliedstaaten an 
den EU-Außengrenzen entlastet 
werden. Die Aufnahme von Flücht-
lingen soll künftig verpflichtend 
sein. EU-Länder, die sich weigern, 
sollen zu Ausgleichszahlungen ge-
zwungen werden.

ver.di hatte im Vorfeld des Treffens 
der EU-Innenminister*innen an Bun-
desinnenministerin Nancy Faeser 
(SPD) appelliert, einer Verschärfung 
des Asylrechts auf europäischer Ebe-
ne nicht zuzustimmen. „Wenn die 
Agenda von Viktor Orban und Gior-
gia Meloni zur Richtschnur staatli-
chen Handels in Deutschland und 
weiteren Ländern der EU wird, dro-

hen weitreichende negative Konse-
quenzen für die gesellschaftliche 
Ordnung in Europa“, warnte der 
ver.di-Vorsitzende Frank Werneke. 
Den Plänen der rechtspopulisti-
schen, nationalistischen und postfa-
schistischen Regierungen in der EU 
müsse eine Absage erteilt werden. 

Mit den geplanten Verschärfun-
gen des Asylrechts wie verpflichten-
den Grenzverfahren an den EU-Au-
ßengrenzen unter haftähnlichen 
Bedingungen drohten Zustände wie 
in den Lagern auf den griechischen 
Inseln zur Regel in Europa zu wer-
den. Diese Verfahren hätten nichts 
mit einem fairen, rechtsstaatlichen 
Vorgang zu tun, so Werneke. Die 
geplante Ausweitung sicherer Dritt-
staaten bedeute, dass selbst ge-
flüchtete Menschen aus Syrien oder 
Afghanistan in Europa zunehmend 
abgelehnt werden könnten – ohne 

ihre Fluchtgründe individuell zu 
prüfen, betont Frank Werneke. 
Gänzlich fehle die Bereitschaft im 
Rahmen des GEAS, die staatliche 
Seenotrettung im Mittelmeer zu 
 reaktivieren und systematische 
Rechtsbrüche und Misshandlungen 
von Schutzsuchenden an den Gren-
zen der Mitgliedsstaaten zu unter-
binden. „Wenn das Grundrecht auf 
Asyl nicht mehr in Anspruch ge-
nommen werden kann, kommt dies 
einer faktischen Abschaffung 
gleich“, so Werneke. Die Bundesre-
gierung müsse stattdessen dem Ko-
alitionsvertrag treu bleiben, der vor-
sehe, das Leid an den Außengren-
zen zu beenden und Asylanträge 
von Menschen, die in der EU an-
kommen oder bereits hier sind, in-
haltlich zu prüfen.
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Knappheit
 
„Wenn die Ware –  
also die Arbeitskraft – 
knapp ist, kostet sie 
mehr.“ 

Luise Klemens, Leiterin 
des ver.di-Landesbezirks 
Bayern, im Interview mit 
dem Münchner Merkur 
zum Thema, wie sich der 
Fachkräftemangel auf die 
Arbeitnehmer*innen aus-
wirkt

…ein Mann? Das wollte 
Plan International wissen 
und ließ repräsentativ 
1000 18- bis 35jährige 
Männer und Frauen be-
fragen. Das Ergebnis: ein 
Drittel der heterosexuel-
len Männer gab an, ihrer 
Partnerin gegenüber 
schon mal handgreiflich 
geworden zu sein, um 
sich Respekt zu verschaf-
fen. 17 Prozent der Frau-
en halten das für akzep-
tabel. Etwas mehr als die 
Hälfte der Männer sieht 
sich als Hauptverdiener, 
während sie bei Haus-
arbeit und Kindererzie-
hung eher die Frau in der 
Pflicht sehen. Dass sie 
den Männern den beruf-
lichen Rücken freihalten 
sollen, lehnen allerdings 
81 Prozent der befragten 
Frauen ab. Diese und 
weitere Rückschritte in 
ein Frauenbild aus den 
1950er Jahren offenbart 
die Umfrage. Es gibt also 
noch weiterhin viel zu 
tun in Sachen Gleichstel-
lung der Geschlechter, für 
Frauen und Männer. hla

https://news.verdi.de
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Robert Wehrhahn, 28, arbeitet als 
Berufskraftfahrer für die Berliner 
Stadtreinigung (BSR). Dem nd gab 
er am 2. Juni ein Interview zum Ab-
schluss der Tarifverhandlungen im 
öffentlichen Dienst. „Ich finde den 
Abschluss mega. Es ist einer der 
höchsten, den wir jemals hatten“, 
sagt der junge BSRler. Er wäre 
auch für noch mehr Geld streiken 
gegangen: „Bei der BSR waren wir 
alle heiß, wir wären sofort in den 
Streik gegangen“, sagt er. Aber die 
Mehrheit hätte sich nun mal für 
das Verhandlungsergebnis ausge-
sprochen. 

Luxus überzeugt

Besonders gefreut hat ihn, dass 
während des Streiks „alle Leute ex-
trem entspannt“ geblieben sind, 
auch wenn der Müll liegen blieb. 
„Die Mehrheit hat gesagt: Es wird 
Zeit, dass man denen da oben mal 
zeigt, wo der Hammer hängt.“ Das 
haben er und seine Kollegen getan, 
aber wie bekommt man die Kol-
leg*innen dazu, den Allerwertesten 

hoch zu bekommen und in ver.di 
aktiv zu werden? Ganz einfach: 
„Unseren Leuten sage ich immer: 
Den Luxus, den ihr bei uns habt, 
wie 38-Stunden-Woche oder 13. 
Monatsgehalt, hättet ihr ohne die 
Gewerkschaft nicht. Das über-
zeugt.“

Viele Galeria-Beschäftigte befin-
den sich derzeit noch in der Phase, 
ihren Arbeitgeber von höheren 
Löhnen und dem Erhalt ihrer Filia-
len zu überzeugen. Die Süddeut-
sche Zeitung berichtet am 9. Juni 
von einem Protest der Karstadt-Be-
schäftigten gegen die geplante 
Schließung des Traditionshauses 
am Münchener Bahnhof. „Am Aus-
gang, wo auf einem Puppen-Torso 
ein Unterwäsche-Restposten feil-
geboten wird, drängen sich Men-
schen. Plötzlich wird es sehr laut, 
die Mitarbeitenden in gelben 
Warnwesten pfeifen und skandie-
ren: ,Unser Bahnhof muss bleiben!‘ 
Und: ,Benko heißt er, uns bescheißt 
er.‘“ Kämpferisch wirkten die etwa 
30 Mitarbeiter*innen mit ihren Pla-
katen, Transparenten und Slogans, 

heißt es in der SZ, „sie kämpfen ei-
nen verzweifelten Kampf gegen die 
Schließung des Kaufhauses. Sie 
nennen es ,unseren Bahnhof‘, weil 
es zwischen Hauptbahnhof und 
Stachus liegt.“ Laut Plan soll Ende 
Juni Schluss sein.

Wo der Hammer hängt

Am selben Tag schreibt die junge 
Welt: „Bei einer Befragung in Bay-
ern unter 10 000 Kolleginnen und 
Kollegen aus Groß- und Einzelhan-
del, über die Verdi am Donnerstag 
berichtete, sprachen zwischen 73 
und 76 Prozent der Beschäftigten 
von aktuellen Schwierigkeiten 
beim Bestreiten ihres Lebensunter-
halts. 87 Prozent im Einzel- und 
89  Prozent im Großhandel gehen 
demnach von einer Rente aus, die 
beim derzeitigen Gehalt nicht vor 
Altersarmut schützt.“ Es wird Zeit, 
dass man auch denen da oben – 
dem Galeria-Eigentümer Benko 
und dem Handelsverband – zeigt, 
wo der Hammer hängt.
 Petra Welzel

D I E  P R E S S E  S H O W  ....................................................................................................................

 Auf nach Friedrichshafen
PFLEGE – Lauterbachs Reformideen verstärken Druck auf die Beschäftigten: „Inakzeptabel!“

(pm) Bund und Länder haben Ende 
Mai Gespräche zur Krankenhaus-
reform geführt. ver.di-Bundesvor-
standsmitglied Sylvia Bühler hat 
aus diesem Anlass die Forderung 
wiederholt, die Bedarfe der Pati-
ent*innen und die dringenden 
 Anliegen der Beschäftigten in 
den  Mittelpunkt der Reforman-
strengungen zu rücken. „Die Kran-
kenhausreform muss die bedarfs-
gerechte, wohnortnahe Versor-
gung und gute Arbeitsbedingun-
gen der Krankenhausbeschäftigten 
sicherstellen. Die Vorschläge aus 
dem Bundesgesundheitsministeri-
um sind jedoch nicht geeignet, 

diese Ziele zu erreichen“, sagte 
Bühler.

Das System muss  
überwunden werden

Bundesgesundheitsminister Karl 
Lauterbach habe eine Gesundheits-
revolution ausgerufen. „Damit ein-
hergehen muss, dass die Ökonomi-
sierung der Krankenhäuser umfas-
send zurückgedrängt wird“, so die 
Gewerkschafterin weiter. Die von 
seinem Ministerium vorgelegten 
Eckpunkte liefen aber in die entge-
gengesetzte Richtung. So sollen so-
genannte Bewertungsrelationen für 

Pflegetätigkeiten eingeführt wer-
den, um die Kosten der Pflege am 
Bett abzubilden. „Statt das System 
der Fallpauschalen jetzt auch noch 
auf die Pflege zu erweitern, muss es 
vollständig überwunden werden“, 
betonte Bühler. Eine Einführung 
von Bewertungsrelationen würde 
den Druck auf die Beschäftigten 
weiter verstärken, weil sie die Kos-
ten des Pflegepersonals in den Fo-
kus rücken. „Das ist absolut inak-
zeptabel“, so Bühler. Die Beschäf-
tigten müssten schnell entlastet 
und von Beginn an einbezogen 
werden, denn nur mit ihnen könne 
die Reform gelingen. Bühler fordert, 
alle Tätigkeiten im Krankenhaus aus 
den Fallpauschalen herauszulösen 
und diese kostendeckend zu refi-
nanzieren.

ver.di will auch die Gesundheits-
ministerkonferenz am 5. Juli nut-
zen, um mit den Politiker*innen ins 
Gespräch zu kommen. Die Forde-
rungen für die verschiedenen Be-
reich können hier nachgelesen 
werden: kurzelinks.de/l1a2

Sozial und nachhaltig

(red.) Die Hans-Böckler-
Stiftung (HBS) – das 
Mitbestimmungs-, Stu-
dien- und Forschungs-
förderungswerk des DGB 
– hat jetzt ihren Jahres-
bericht 2022 vorgelegt. 
Er trägt den Titel Zeiten-
wende – Transformation 
– Zusammenhalt. Ein 
Jahr „mit elementaren 
Umwälzungen und 
 Herausforderungen“, 
schreibt die Geschäfts-
führerin der HBS, Clau-
dia Bogedan, im Vor-
wort. Geprägt sei es von 
den Krisen der vergan-
genen Jahre, dem Krieg 
in der Ukraine, aber 
auch den nötigen Ver-
änderungen, um die 
Energie- und Mobilitäts-
wende bewältigen zu 
können. Hinzu komme, 
dass Daten des Wirt-
schafts- und Sozialwis-
senschaftlichen Instituts 
der HBS zeigen, dass 
das Vertrauen in die Lö-
sungsfähigkeit der Poli-
tik deutlich gesunken 
sei. „Das gefährdet den 
gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt und somit 
auch eine gelingende 
Transformation“, so Bo-
gedan. Die HBS forsche, 
berate und qualifiziere in 
der Überzeugung, dass 
die Transformation nur 
gelingen könne, wenn 
sie demokratisch, sozial 
und nachhaltig gestaltet 
werde. Sehr lesenswert 
sind auch die Schilde-
rungen einiger Stipen-
diat*innen der HBS. Sie 
blicken auf das Jahr zu-
rück und schildern ihre 
Erfahrungen mit der 
Begabtenförderung. 
Übrigens gehen 80 Pro-
zent der Vergütungen 
von ver.di-Vertreter*in-
nen in Aufsichtsräten an 
die HBS.
Der Bericht zum Down-
load: boeckler.de/pdf/
pub_jahresbericht_ 
2022.pdf

L E S E T I P P

Vor Ort dabei sein
Die Gesundheitsministerkonferenz findet in diesem Jahr in Friedrichshafen am Boden-
see statt. Die Anreise erfolgt am Mittwoch, 5. Juli, bis circa 11Uhr. Die Kundgebung 
ist dann ab etwa 11 Uhr bis circa 15 Uhr vor Ort geplant. ver.di möchte dabei mit den 
Gesundheitsminister*innen ins Gespräch kommen und ihnen klar sagen, was die Be-
schäftigten fordern. Ab ungefähr 15 Uhr ist die Abreise geplant. ver.di-Bezirke organi-
sieren eine Anreise mit Bussen. Einfach mal vor Ort nachfragen, welche Möglichkeiten 
es gibt, an den Bodensee zu kommen.

http://boeckler.de/pdf/pub_jahresbericht_ 2022.pdf
https://kurzelinks.de/l1a2
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 Bezahlbares Wohnen
OFFENER BRIEF – Betriebsräte fordern Wiedereinführung der Wohngemeinnützigkeit

(red.) In einem offenen Brief an 
Bundesfinanzminister Christian 
Lindner, FDP, und Bundesbauminis-
terin Klara Geywitz, SPD, fordern 
Betriebsräte aus der Bauwirtschaft 
eine neue Wohnungsgemeinnützig-
keit. Die in ver.di und der IG BAU 
Organisierten erinnern die Koaliti-
onsparteien damit an eine Verein-
barung aus ihrem Koalitionsvertrag.

„Gerade angesichts der vielerorts 
steigenden Mieten und der erwart-
baren zusätzlichen Belastungen 
durch den klimaneutralen Umbau 
der Wohngebäude brauchen wir 
eine dauerhafte staatliche Förde-
rung, die die kontinuierliche Schaf-
fung, die Modernisierung und den 
Erhalt von bezahlbarem Wohnraum 
sicherstellt“, schreiben sie. Durch 

eine neue Wohngemeinnützigkeit 
könne die Wohnungswirtschaft ein 
größeres, nicht-profitorientiertes 
Segment für Haushalte mit niedri-
gen bis mittleren Einkommen ent-
wickeln. „Angesichts der einbre-
chenden Neubauzahlen und zahl-
reicher Projektstornierungen ge-
winnt dieses Vorhaben aktuell eine 
besondere Bedeutung“, heißt es 
weiter in dem Brief. 

Seit den 1980er Jahren haben 
sich die Bedingungen an den Woh-
nungsmärkten drastisch verändert. 
Enorme Wohnungsbestände wur-
den privatisiert. Öffentliche und ge-
meinwohlorientierte Wohnungsun-
ternehmen gerieten ins Hintertref-
fen. Die frühere Wohngemeinnüt-
zigkeit haben CDU/CSU und FDP 

1990 gar abgeschafft. Vier Jahr-
zehnte und zahlreiche Privatisierun-
gen hat sich gezeigt, dass bezahl-
bares Wohnen eine politische Dau-
eraufgabe ist, die der Markt allein 
nicht lösen wird. 

In Österreich zeigt sich, dass die 
Wohnungsgemeinnützigkeit bis 
heute ein Erfolgsmodell ist. Daran 
sollte nach dem Willen der Interes-
senvertreter*innen auch Deutsch-
land wieder anknüpfen. Schon lan-
ge fordern ver.di und andere des-
halb die Wiedereinführung einer 
Wohngemeinnützigkeit. 

Eine vom Bundestag gesetzte 
Frist zur Vorlage erster Eckpunkte 
zur Wiedereinführung einer solchen 
Wohngemeinnützigkeit hat die 
Bundesregierung Ende März ver-
streichen lassen. Ob sie eine zweite 
Frist Mitte Juni halten wird, ist un-
klar. In jedem Fall besteht die Ge-
fahr, dass das Vorhaben in der 
Schublade verschwindet oder bis 
zur Unkenntlichkeit verwässert 
wird. Zwei Gründe dafür: Die Wider-
stände seitens der Immobilienlobby 
sind groß – wie auch die Kosten ei-
ner ausreichend finanzierten neuen 
Wohngemeinnützigkeit.

Der offene Brief zum Download: 
kurzelinks.de/j5n5

 Entlastungsprogramme mindern Verluste
INFLATION – Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns zeigt Wirkung

(pm) Trotz umfangreicher staatli-
cher Entlastung haben die meisten 
Haushalte in Deutschland durch die 
hohe Inflation im vergangenen und 
in diesem Jahr deutliche Einbußen 
bei der Kaufkraft erlitten. In vielen 
Arbeitnehmenden-Haushalten fal-
len die Nettoeinkommen 2023 nach 
Abzug der Teuerung um gut zwei 
bis gut drei Prozent niedriger aus 
als 2021 – nachdem sie schon 2022 
deutliche Kaufkraftverluste hinneh-

men mussten. Das ergibt eine neue 
Studie des Instituts für Makroöko-
nomie und Konjunkturforschung 
(IMK) der Hans-Böckler-Stiftung.

Lediglich Alleinlebende, die zum 
Mindestlohn arbeiten, haben gegen 
diesen Trend ein spürbar höheres 
reales Nettoeinkommen zur Verfü-
gung. Der Grund: die Erhöhung des 
gesetzlichen Mindestlohns auf 12 
Euro im Herbst 2022. Die Autor*in-
nen der Studie, Sebastian Dullien, 

Katja Rietzler und Silke Tober, wei-
sen darauf hin, dass die Verluste 
ohne die Entlastungsprogramme 
der Bundesregierung noch weitaus 
größer ausgefallen wären.
SEBASTIAN DULLIEN, KATJA RIETZLER, 
SILKE TOBER: NETTOEINKOMMEN DER 
ARBEITNEHMENDEN: SPÜRBARE 
KAUFKRAFTLÜCKE TROTZ KRÄFTIGER 
STAATLICHER ENTLASTUNG. IMK POLICY 
BRIEF NR. 151, JUNI 2023, DOWNLOAD 
UNTER KURZELINKS.DE/7JUY
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Was ist Wohngemeinnützigkeit?
Wohngemeinnützigkeit bedeutet eine dauerhafte öffentliche Förderung, die die konti-
nuierliche Schaffung, Modernisierung und den Erhalt von bezahlbarem Wohnraum 
sicherstellt. Gemeinnützige Wohnungsunternehmen können und sollen gleichermaßen 
Sozialwohnungen wie auch frei vermietbare Wohnungen zu günstigen Mieten bereit-
stellen. Die Ausschüttung von Gewinnen wird dabei begrenzt. Überschüsse werden 
überwiegend wieder in den Neubau, den Ankauf sowie die Modernisierung von Wohn-
raum investiert. Dabei unterliegen die Wohnungen einer dauerhaften Bindung. Denn 
anders als bei Sozialwohnungen gilt hier das Prinzip: Einmal gemeinnützig – immer 
gemeinnützig! Im Gegenzug erhalten gemeinnützige Unternehmen Steuererleichterun-
gen oder Zuschüsse. Zudem bekommen sie Grundstücke von Bund, Ländern und Kom-
munen zum günstigen Festpreis vorrangig angeboten.

Ausverkauf  
von Standards
Der europäische Asylkom-
promiss wird als alter-
nativlos bezeichnet, die 
Bundesinnenministerin 
spricht sogar von einem 
Erfolg für eine neue soli-
darische Migrationspoli-
tik. Bei genauer Betrach-
tung scheint diese Wort-
wahl blanker Zynismus. 
Neben den beschlossenen 
Haftlagern während des 
Verfahrens, ist es die Aus-
weitung sicherer Dritt-
staaten, die besonders 
viel Kritik hervorruft. In 
Zukunft entscheiden die 
EU-Staaten selbst, welche 
Länder sie dazu zählen, 
Mindestanforderungen 
wie die Anerkennung der 
Genfer Flüchtlingskonven-
tion gelten nicht mehr. 
Wer diese Länder bei der 
Flucht nach Europa pas-
siert hat, dessen Antrag 
kann als unzulässig ab-
gelehnt werden. Die mit 
dem Tode bedrohte irani-
sche Frauenrechtlerin, der 
verfolgte pakistanische 
Gewerkschafter oder die 
Familie, die vor Assads 
Staatsterror aus Syrien 
flieht: Sie alle können in 
Zukunft an den Grenzen 
Europas abgewiesen wer-
den, da ihr Fluchtweg 
über angeblich sichere 
Länder wie die Türkei 
oder Libyen verlief. Das 
hat mit Solidarität nichts 
zu tun, das ist der Aus-
verkauf grund- und men-
schenrechtlicher Stan-
dards, für die wir als Ge-
werkschaften weiter ein-
stehen werden. 

K O M M E N T A R

ROMIN KHAN ARBEITET  
IM REFERAT MIGRATIONS-
POLITIK DES VER.DI- 
BUNDESVORSTANDS

I M P R E S S U M  .......................................................................................................................................................
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TÜV – (pm) In der 5. Verhandlungs-
runde haben die Arbeitgeber ein 
Angebot vorgelegt. Darüber stim-
men jetzt die Beschäftigten vom 
TÜV Bund bis zum 16. Juni (nach 
Druckbeginn dieser Ausgabe der 
ver.di news) ab. Danach entscheidet 
die ver.di-Bundestarifkommission 
TÜV BUND, ob das Ergebnis ange-
nommen wird oder ob die Streik-
maßnahmen intensiviert werden, 
um ein besseres Ergebnis durchzu-
setzen. Folgendes Verhandlungser-
gebnis liegt auf dem Tisch:
z Tabellenwirksame Erhöhung um 
8,6 Prozent
z Juli 2023: Zahlung einer Inflati-
onsausgleichsprämie von 1500 
Euro
z Juli 2023: Tabelle steigt um 4,3 
Prozent

z Juli 2024: Zahlung einer Infla-
tionsausgleichsprämie von 1500 
Euro
z September 2024: Tabelle steigt 
um 4,3 Prozent
z 27 Monate Laufzeit bis zum 
30. Juni 2025
z Drei Leermonate
z 49-Euro-Ticket für ver.di-Mitglie-
der beim TÜV NORD

Das Verhandlungsergebnis wurde 
in der Tarifkommission kontrovers 
diskutiert. Mehr zu der Diskussion 
unter tuevverdi.de. Beim TÜV 
Bund arbeiten etwa 7000 Tarifbe-
schäftigte im Inland. Sie nehmen 
zum Beispiel Führerscheinprüfun-
gen ab, sind für die Sicherheit bei 
Castorbeladungen zuständig oder 
befassen sich mit Cyber-Sicherheit. 

In Hamburg prüfen sie auch die 
HHLA-Containerbrücken.

DHL HUB LEIPZIG – (red.) ver.di 
hat für die Beschäftigten beim DHL 
Hub Leipzig ein Ergebnis erreicht. 
Im Juni diesen und nächsten Jahres 
wird eine Sonderzahlung zum In-
flationsausgleich in Höhe von je 
1500 Euro gezahlt, für Teilzeit-
beschäftigte anteilig. Die Entgelt-
tabellen werden zum 1. September 
2023 und 2024 um jeweils 7,0 Pro-
zent angehoben. Azubis bekom-
men ebenfalls die Sonderzahlung 
in Höhe von je 1500 Euro zu den 
genannten Zeitpunkten. Die Tabel-
le mit den Azubivergütungen wird 
zum 1. August 2023 um jeweils 
340 Euro erhöht. Die Laufzeit be-
trägt 25 Monate. 

T A R I F L I C H E S  ....................................................................................................................................

 Vorbereitung der Entgeltrunde 2024
DAK GESUNDHEIT – Mitglieder werden bis Ende Juni zu Forderungen befragt

(red.) Die ver.di-Mitglieder unter 
den Beschäftigten der DAK Ge-
sundheit sind aufgerufen, sich 
noch bis zum 30. Juni an der Be-
fragung von ver.di zur Entgeltrun-
de zu beteiligen. Auf Basis der Er-
gebnisse dieser Umfrage werden 
dann von der ver.di-Tarifkommis-
sion die Forderungen aufgestellt, 

mit denen ver.di in die Entgelt-
runde 2024 geht. Die Mitglieder 
sind per E-Mail bereits angeschrie-
ben worden, so weit die E-Mail-
Adressen bekannt sind. Es ist aber 
auch möglich, mit dem nebenste-
henden QR-Code und der Mit-
gliedsnummer an der Befragung 
teilzunehmen. 

Mehr Infos: 100prozenttarif.
de/2023/06/09/dakgesundheit
mitgliederbefragung/

 Plus für Beamt*innen
ÖFFENTLICHER DIENST – Zeit- und wirkungsgleiche Übertragung des Abschlusses

(pm) Am 17. Mai hat die ver.di-Bun-
destarifkommission für den Öffent-
lichen Dienst dem Tarifergebnis für 
die Beschäftigten bei Bund und 
Kommunen zugestimmt. Jetzt gibt 
es aus dem Bundesinnenministeri-
um (BMI) positive Signale, ihn auf 
die Beamt*innen des Bundes, Rich-
ter*innen, sowie Soldat*innen zu 
übertragen. ver.di und der DGB set-
zen sich für eine rasche zeit- und 
wirkungs gleiche Übertragung des 
Tarifabschlusses ein. Der Gesetzent-
wurf soll noch vor der Sommerpau-
se Mitte Juli 2023 ins Bundeskabi-
nett gehen.

Die Gewerkschaftsforderung nach 
zeit- und wirkungsgleicher Übertra-
gung bedeutet, dass ab dem 
1.  März 2024 ein Sockelbetrag in 
Höhe von 200 Euro gezahlt wird. 

Die insoweit angehobene Besol-
dung wird dann zusätzlich um 5,3 
Prozent erhöht. Daneben regelt das 
Gesetz auch die Zahlung einer steu-
erfreien Inflationsausgleichsprämie 
in Höhe von insgesamt 3000 Euro in 
mehreren Teilbeträgen.

Erfreulich sei, dass das Inflations-
ausgleichsgeld nun sowohl an Be-
soldungs- wie auch an Versorgungs-
empfänger*innen steuerfrei ausge-
zahlt werden solle, so die stellver-
tretende ver.di-Vorsitzende Christine 
Behle. „Allerdings kommt ange-
sichts der nach wie vor hohen Infla-
tionsraten die Übernahme des Tarif-
ergebnisses sehr spät. Das BMI 
hätte die zeitnahe Auszahlung des 
Inflationsausgleichsgeldes längst 
gesondert regeln können, so dass 
mit einer Zahlung nicht erst im 

Herbst zu rechnen ist. Wir fordern 
daher, dass die Beschäftigten sehr 
zeitnah zumindest eine Abschlags-
zahlung zum Inflationsausgleichs-
geld erhalten“, so Behle.  

Der jahrelangen politischen Ein-
flussnahme von ver.di und DGB ist 
es außerdem zu verdanken, dass 
der Gesetzentwurf auch die Wieder-
einführung der Ruhegehaltfähigkeit 
der Polizeizulage unter Einbezie-
hung der Zulage berechtigten Zöll-
ner*innen vorsieht. Damit erfüllt 
das BMI ebenfalls mit einiger Ver-
zögerung eine entsprechende Zusa-
ge aus dem Koalitionsvertrag der 
aktuellen Bundesregierung. ver.di 
begrüßt diese Maßnahme, die dazu 
dient, den Belastungen im Zollvoll-
zugsdienst auch längerfristig im Ru-
hestand Rechnung zu tragen.

https://tuev-verdi.de
https://100-prozent-tarif.de/2023/06/09/dak-gesundheit-mitgliederbefragung/
https://www.derpersonalrat.de/verdi
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Absenkung durch Hintertür
GALERIA – Beschäftigte wollen weiter für einen guten Abschluss kämpfen

(pm) Die fünfte Verhandlungsrunde 
zwischen ver.di und der Geschäfts-
leitung von Galeria ist Ende Mai 
ergebnislos zu Ende gegangen. 
Nachdem ver.di bereits in der vier-
ten Verhandlungsrunde die arbeit-
geberseitige Forderung eines Spar-
tentarifvertrages mit dauerhaft ab-
gesenkten Entgelten zurückgewie-
sen hatte, sei es zwar ein Schritt in 
die richtige Richtung, dass die re-
gionalen Flächentarifverträge an-
erkannt werden sollen, sagte 
ver.di-Verhandlungsführer Marcel 
Schäuble. „Wenn aber gleichzeitig 
das Angebot von Galeria vorsieht, 
dass über die nächsten vier Jahre 
die derzeit abgesenkten Entgelte 
weiter bestehen sollen, ist dies eine 
dauerhafte Absenkung der Entgel-
te ohne verbindliche Entwicklungs-
schritte durch die Hintertür“, so 

Schäuble weiter. Das sei respektlos 
gegenüber den Beschäftigten. Ga-
leria zeige gerade, dass sie weiter-
hin die Strategie fahren, auf dem 
Rücken der Beschäftigten Geschäf-
te machen zu wollen. „Nicht mit 
uns! Wir werden für einen guten 
Abschluss kämpfen. Es geht um die 
Würde der Beschäftigten und um 
die Würde der Menschen bei Gale-
ria“, kündigte der Gewerkschafter 
an.

Verzicht auf 5500 Euro

Er wies darauf hin, dass die Be-
schäftigten seit langem bei Vollzeit 
Jahr für Jahr auf rund 5500 Euro 
verzichten. Daher benötigen sie 
dringend Entwicklungen bei ihren 
Einkommen. Die derzeitige Inflation 
treffe sie schließlich umso härter, 

denn der Reallohnverlust führe 
dazu, dass die allermeisten kaum 
noch Geld hätten, über das sie frei 
verfügen können. „Bei anhaltender 
Inflation und keiner entsprechend 
angepassten Entgeltentwicklung 
verschärfen sich die existenzbedro-
henden Lagen der Menschen bei 
Galeria zunehmend“, so Schäuble, 
„und das fördert die bereits zu ver-
zeichnende Abwanderung qualifi-
zierter Fachkräfte und gefährdet 
damit das Unternehmen.“

Guter Service

Eine Neuausrichtung des Unterneh-
mens als digital-stationäres Waren-
haus mit gutem Service und Bera-
tung gehe nur mit Menschen, die 
für ihre Arbeit angemessen und 
wertschätzend bezahlt werden. Für 
ausreichende Investitionen in die 
Zukunft trage der Eigentümer die 
volle unternehmerische Verantwor-
tung.

Die sechste Verhandlungsrunde 
soll am 15. Juni (nach Druckbeginn 
dieser Ausgabe der ver.di news) in 
Frankfurt stattfinden.

Vorbildliche Betriebsratsarbeit
DEUTSCHER BETRIEBSRÄTEPREIS – Drei ver.di-Projekte sind auf der Shortlist

(pm) 76 Projekte wurden in diesem 
Jahr für den Wettbewerb um den 
Deutschen Betriebsrätepreis einge-
reicht. Jetzt hat der Bund-Verlag 
die Liste mit den 12 nominierten 
Projekten veröffentlicht. Drei von 
ihnen stammen aus dem Organisa-

tionsbereich von ver.di. Hoffnun-
gen auf einen der drei Preise in 
Gold, Silber bzw. Bronze oder einen 
der drei Sonderpreise können sich 
der GBR der Commerzbank AG, der 
Betriebsrat des Klinikum Aschaf-
fenburg-Alzenau und der Betriebs-

rat der KBF gGmbH in Mössingen 
machen. Verliehen werden die Prei-
se am 9. November im Rahmen 
des  Deutschen Betriebsrätetags in 
Bonn. 

dbrp.de

Angst um ihr Leben
GELD UND WERTTRANSPORT – ver.di und Beschäftigte starten Petition

(red.) Mit einem Hilferuf wenden 
sich die in ver.di organisierten Be-
schäftigten der Geld- und Wert-
branche an das Bundesministerium 
für Arbeit, die Deutsche Gesetzliche 
Unfallversicherung (DGUV), die Ver-
waltungsberufsgenossenschaft und 
die Berufsgenossenschaft Verkehr. 
„Spielt nicht mit unserem Leben“ 
haben sie die Petition unterschrie-
ben, mit der sie sich gegen die 
Geld- und Werttransporte wenden, 

die von weniger als zwei Personen 
begleitet werden. 

EinMannLogistik

Sie befürchten, dass die Absiche-
rung von Transporten mit zwei oder 
drei Personen abgeschafft und 
durch eine so genannte „Ein-Mann-
Logistik“ ersetzt wird. Die Arbeitge-
ber wirkten auf diese Möglichkeit 
bei der derzeitig stattfindenden 

Neuformulierung der DGUV-Vor-
schriften und -Regeln hin. „Wir, die 
Geld- und Werttransportfahrer*in-
nen fürchten um unser Leben“, 
heißt es in der Begründung der Pe-
tition. Bereits unter den jetzt gelten-
den Arbeitsbedingungen könne der 
Job als lebensgefährlich bezeichnet 
werden.

Die Petition kann unter kurzelinks.
de/uz3q gezeichnet werden

#Ohneunskein
geschäft
Die regionalen Tarifver-
handlungen im Handel 
verlaufen zäh – auch 
wenn die Arbeitgeber 
mancherorts darüber fa-
bulieren, dass ein schnel-
ler Abschluss nicht an 
ihnen scheitern solle. 
Doch bedeutet etwa eine 
Sprinterklausel, wie sie im 
Einzel- und Versandhan-
del Hessens angeboten 
wird, dass die Beschäftig-
ten sich auf einen nicht 
angemessenen Abschluss 
einlassen müssten. Ver-
handlungsbereitschaft 
– das Wesen des deut-
schen Tarifverhandlungs-
systems – lassen die Ar-
beitgeber in Hessen dabei 
nicht weiter erkennen, 
ihre Verbesserungen an 
dem Angebot waren mar-
ginal. Doch nicht nur in 
Hessen, bundesweit sind 
die Beschäftigten schon 
jetzt auf der Straße, um 
ihren Forderungen Aus-
druck zu verleihen. Ihr 
#Ohneunskeingeschäft 
zeigt klar, dass die Arbeit-
geber auf sie angewiesen 
sind, wenn sie Umsatz 
machen wollen. Denn erst 
qualifiziertes, motiviertes 
und gut bezahltes Perso-
nal sorgt dafür, dass die 
Kund*innen diese Ge-
schäfte aufsuchen. Das 
sollten sich die Arbeitge-
ber vor jedem Verhand-
lungstermin ins Gedächt-
nis rufen.

K O M M E N T A R

HEIKE LANGENBERG IST 
DIE VERANTWORTLICHE 
REDAKTEURIN DER VER.DI 
NEWS

Handel verhandelt
Derzeit finden auch die regionalen Tarifverhandlungen im Einzel- und Versandhandel 
sowie im Groß- und Außenhandel statt. Noch ist es zu keinem Durchbruch gekommen, 
vielerorts zeigen die Beschäftigten aber mit Warnstreiks und Aktionen, dass sie kampf-
bereit sind. Mehr zu den aktuellen Entwicklungen unter t1p.de/verditr23_handel 

https://www.bund-verlag.de/betriebsrat/deutscher-betriebsraete-preis
https://kurzelinks.de/uz3q
http://t1p.de/verdi-tr23_handel
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Massiv selbst 
überschätzt

(bsg) Bahn-Surfen gilt 
bei Jugendlichen als 
Mutprobe. Dabei klam-
mern sich junge Men-
schen an den Außen-
wänden von Bahnen 
fest. Immer wieder 
kommt es zu Unfällen, 
teilweise sogar zu töd-
lichen. Das Bundesso-
zialgericht (BSG) hat sich 
mit dem Fall eines Schü-
lers beschäftigt, der auf 
dem Rückweg von der 
Schule einen Strom-
schlag beim Bahnsurfen 
erlitten hat. Der 15-Jähri-
ge hatte während der 
Fahrt eine verschlossene 
Waggontür mit einem 
mitgebrachten Vierkant-
schlüssel geöffnet und 
war auf die Lok geklet-
tert. Auf deren Dach 
erlitt er einen Strom-
schlag aus der Oberlei-
tung und zog sich unter 
anderem hochgradige 
Verbrennungen zu. Das 
BSG hat einen Wegeun-
fall festgestellt und da-
mit den Versicherungs-
schutz des Jugendlichen 
in der Schülerunfallver-
sicherung bestätigt. 
„Schüler sind bei spiele-
rischen Betätigungen im 
Rahmen schülergruppen-
dynamischer Prozesse 
unfallversichert“, heißt 
es in einer Pressemittei-
lung des BSG. Auch in 
diesem Fall sei es darum 
gegangen, im befreun-
deten Schülerkreis cool 
zu sein. Die von ihm 
selbstgeschaffene Gefahr 
schließe den Unfallver-
sicherungsschutz nicht 
aus. Angesichts wieder-
holt erfolgreicher Surf-
aktionen stehe vielmehr 
fest, dass die dabei er-
worbene Sorglosigkeit zu 
einer massiven alters-
typischen Selbstüber-
schätzung führte.
Aktenzeichen 
B 2 U 3/21 R

A U C H  D A S  N O C H

Abweichen durch Tarifverträge
LEIHARBEIT – DGB und Mitgliedsgewerkschaften kündigen Bewertung an

(pm) Das Bundesarbeitsgericht 
(BAG) hat Ende Mai entschieden, 
dass von gleicher Bezahlung in der 
Leiharbeit unter bestimmten Be-
dingungen durch Tarifverträge in 
der Leiharbeit abgewichen werden 
kann. In einer Pressemitteilung 
 bedauern der DGB und seine 
 Mitgliedsgewerkschaften, dass die 
Klägerin mit ihrem Begehren beim 

BAG gescheitert ist. Im vorliegen-
den Fall hat das oberste Arbeits-
gericht entschieden, dass auch bei 
befristeten Arbeitsverhältnissen 
Gesamtschutz dadurch ausrei-
chend gewährt wird, dass die Ar-
beitnehmerin grundsätzlich An-
spruch auf Entgeltfortzahlung in 
verleihfreien Zeiten hat. Der DGB 
und die Mitgliedsgewerkschaften 

kündigten an, das Urteil auch 
 tarifpolitisch zu bewerten. Eine 
ausführliche Auseinandersetzung 
mit der Argumentation des Ge-
richts und eine Bewertung der 
 Entscheidung werde erfolgen, so-
bald die schriftlichen Urteilsgründe 
vorliegen. Erfahrungsgemäß sei 
damit in einigen Wochen zu rech-
nen.

Vorschläge bis Juli
BETRIEBSRATSVERGÜTUNG – Bundesarbeitsministerium setzt Kommission ein

(pm) Anfang des Jahres hatte ein 
Urteil des Bundesgerichtshofs zur 
Vergütung von Betriebsratsmitglie-
dern für Aufsehen gesorgt. Die 
Richter*innen kippten den Grund-
satz, dass sich die Betriebsratsver-
gütung auch an einer „hypotheti-
schen Karriere“ orientieren dürfe. 
Jetzt hat das Bundesarbeitsministe-
rium eine Kommission eingesetzt, 

die bis Anfang Juli Vorschläge für 
eine Anpassung des Betriebsverfas-
sungsgesetzes entwickeln. Damit 
soll die Betriebsratsvergütung ge-
setzlich geregelt werden. Darauf 
weist der Bund-Verlag hin. 

Ziel sei, die Vergütung auch künf-
tig „fair, nachvollziehbar und 
rechts sicher“ zu gestalten, wird in 
der Mitteilung eine Sprecherin des 

Bundesarbeitsministeriums zitiert. 
Die Kommission wird geleitet vom 
Präsidenten des Bundessozialge-
richts, Rainer Schlegel. Weitere 
 Mitglieder sind die frühere Präsi-
dentin des Bundesarbeitsgerichts 
Ingrid Schmidt und der Juraprofes-
sor Gregor Thüsing.
Aktenzeichen des Urteils vom 
10. Januar 2023: 6 StR 133/22

Ämter nicht kompatibel 
ENTSCHEIDUNG – Betriebsratsvorsitzender als Datenschutzbeauftragter abberufen

(bag) Kann ein Betriebsratsvorsit-
zender zugleich auch Datenschutz-
beauftragter sein? Mit dieser Frage 
hat sich jüngst das Bundesarbeits-
gericht (BAG) auseinandergesetzt. 
Es kommt zu dem Schluss, dass die 
Aufgaben eines Betriebsratsvorsit-
zenden und eines Datenschutzbe-
auftragten typischerweise nicht 
durch dieselbe Person ohne Interes-
senkonflikt ausgeübt werden kön-
nen. Denn personenbezogene Da-
ten dürfen dem Betriebsrat nur zu 
Zwecken zur Verfügung gestellt 
werden, die das Betriebsverfas-
sungsgesetz ausdrücklich vorsieht. 

Der Betriebsrat entscheidet durch 
Gremiumsbeschluss darüber, unter 
welchen konkreten Umständen er in 
Ausübung seiner gesetzlichen Auf-
gaben welche personenbezogenen 
Daten vom Arbeitgeber fordert und 
auf welche Weise er diese anschlie-
ßend verarbeitet. In diesem Rah-
men legt er die Zwecke und Mittel 
der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten fest. Inwieweit jedes an 
der Entscheidung mitwirkende Mit-
glied des Gremiums als Daten-

schutzbeauftragter die Einhaltung 
der gesetzlichen Pflichten des Da-
tenschutzes hinreichend unabhän-
gig überwachen kann, bedurfte 
keiner abschließenden Entschei-
dung. Jedenfalls die hervorgehobe-
ne Funktion des Betriebsratsvorsit-
zenden, der den Betriebsrat im Rah-
men der gefassten Beschlüsse ver-
tritt, hebt die zur Erfüllung der 
Aufgaben eines Datenschutzbeauf-
tragten erforderliche Zuverlässigkeit 
im Sinne von Paragraf 4f Abs. 2 Satz 
1 des Bundesdatenschutzgesetzes 
(BDSG) in der alten Fassung auf.

In dem Fall hatte der Arbeitgeber 
den Betriebsratsvorsitzenden zum 1. 
Juni 2015 zum Datenschutzbeauf-
tragten bestellt, für sich und weitere 
in Deutschland ansässige Tochter-
gesellschaften. Zum 1. Dezember 
2017 widerrief der Arbeitgeber die 
Bestellung wegen Inkompatibilität 
der Ämter. Das hatte der Thüringer 
Landesbeauftragte für Datenschutz 
und Informationsfreiheit veranlasst. 

Der Vorsitz im Betriebsrat steht 
einer Wahrnehmung der Aufgaben 
des Beauftragten für den Daten-

schutz typischerweise entgegen 
und berechtigt den Arbeitgeber in 
aller Regel, die Bestellung zum Da-
tenschutzbeauftragten nach Maß-
gabe des BDSG in der bis zum 
24. Mai 2018 gültigen Fassung (aF) 
zu widerrufen. Nach Inkrafttreten 
der EU-Verordnung 2016/679 vom 
27. April 2016 zum Schutz natürli-
cher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum 
freien Datenverkehr und zur Aufhe-
bung der Richtlinie (RL) 95/46/EG 
(Datenschutz-Grundverordnung; im 
Folgenden DSGVO) beriefen sie den 
Kläger vorsorglich mit Schreiben 
vom 25. Mai 2018 gemäß Art. 38 
Abs. 3 Satz 2 DSGVO als Daten-
schutzbeauftragten ab.

Der Betriebsratsvorsitzende hatte 
geltend gemacht, seine Rechtsstel-
lung als betrieblicher Datenschutz-
beauftragter der Beklagten bestehe 
unverändert fort. Der Arbeitgeber 
hatte jetzt mit seiner Revision vor 
dem BAG Erfolg.
Aktenzeichen 9 AZR 383/19
Weiteres Urteil zu einem ähnli
chen Sachverhalt 9 AZR 621/19
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EGB
Zum Europäischen Gewerkschaftsbund 
gehören 93 nationale Gewerkschaften 
und Gewerkschaftsverbände aus 41 
europäischen Ländern sowie zehn sekto-
rale europäische Gewerkschaftsverbän-
de. Deutschland ist durch den DGB dort 
vertreten, zu den internationalen Ver-
bänden zählen auch die UNI Europa, der 
EGöD sowie die ETF, in denen auch ver.di 
vertreten ist. Damit vertritt der EGB die 
Interessen von rund 45 Millionen Be-
schäftigten in Europa. 

Wahlen
Gewählt wurde bei dem Kongress eine 
junge hauptamtliche Führungsspitze des 
EGB. Esther Lynch bleibt weiter die 
Generalsekretärin, stellvertretend wur-
den Isabelle Schömann und Claes-Mikael 
Stahl gewählt. Weitere Sekretär*innen 
sind Tea Jarc, Ludovic Voet und Guilio 
Romani. Neu gewählt wurde Wolfgang 
Katzian zum Präsidenten des EGB. Die 
Delegierten haben sich zudem dafür 
ausgesprochen, dass 25 Prozent ihrer 
Mandate zukünftig an junge Gewerk-
schafter*innen vergeben werden. 

„Wir helfen,  
wo wir können“ 
„8000 tote Zivilisten, dar-
unter 500 Kinder, 13 280 
Verletzte, darunter viele 
Arbeiter, 3 Millionen De-
portierte, 5 Millionen 
Menschen haben ihre 
Arbeit verloren, mehr als 
7 Millionen Vertriebene, 
mehr als 6 Millionen 
Menschen sind aus der 
Ukraine vor dem Krieg 
geflohen – das ist die 
momentane Bilanz. Wir 
helfen, wo wir können. 
Wir stellen unseren Mit-
gliedern und ihren Fami-
lien, die vertrieben wur-
den, sichere Unterkünfte. 
Unsere Mitglieder unter-
stützen sich gegenseitig 
mit Autos, Lebensmitteln 
und Medikamenten. Wir 
haben Weihnachtsge-
schenke im Osten verteilt 
und evakuieren Men-
schen von dort. Aber 
auch unsere Gewerk-
schaftsarbeit geht weiter 
mit Fortbildungen, Semi-
naren und Trainings. In 
diesem Jahr waren es 
bisher sechs Veranstal-
tungen. Das klingt nach 
wenig, für uns ist das in 
unserer Lage viel.“

IVANNA KHRAPKO (LINKS) 
UND KATERYNA VOLOSH
KO VON DER FÖDERATION 
DER UKRAINISCHEN 
DIENSTLEISTUNGSGEWERK-
SCHAFTEN (FPSU) BERICHTE-
TEN AM 20. MAI AUF DEM 
EGB-JUGENDKONGRESS IN 
BERLIN, BEGLEITET VON 
BILDERN, ÜBER DIE 
AKTUELLE SITUATION IN DER 
UKRAINE UND IHRE ARBEIT

B E R I C H T

 Ein fairer Deal
EUROPÄISCHER GEWERKSCHAFTSBUND – Kongress mit Jubiläumsfeier in Berlin

(hla) Vor 50 Jahren wurde der Euro-
päische Gewerkschaftsbund (EGB) 
gegründet. Im Mai feierte er in Ber-
lin dieses Jubiläum im Rahmen sei-
nes 15. Kongresses. Rund 600 De-
legierte waren aus diesem Anlass 
nach Berlin gekommen und berie-
ten auch über das Aktionspro-
gramm der Gewerkschaftsinternati-
onalen für die kommenden Jahre. 
Denn auch wenn man in den zu-
rückliegenden 50 Jahren schon eini-
ges erreicht hat, wollen sich der 
EGB und seine Mitgliedsorganisa-
tionen nicht darauf ausruhen. 

Stattdessen diskutierten sie aus-
giebig ihr Aktionsprogramm als 
 Basis, auf der  sie auch in den kom-
menden Jahren weiterhin für Frie-
den und Demokratie in Europa, 
aber auch für die Angleichung von 
Sozialstandards in Europa kämpfen 
wollen.

Unterteilt ist es in fünf Abschnitte:
z Gemeinsam die Gewerkschaften 
erneuern
z Gemeinsam die Arbeitswelt ver-
bessern 
z Gemeinsam für eine Wirtschaft 
für die Menschen und den Plane-
ten
z Gemeinsam für unsere europäi-
sche Zukunft
z Gemeinsam für einen stärkeren 
EGB

Dabei spielen aber auch die techni-
schen Entwicklungen und die Anfor-
derungen, die sich über die Energie-
wende ergeben, eine große Rolle. 
„Fair deal for workers“ war daher 
auch das Motto des Kongresses. 
Dazu wurden auch verschiedene 
 Debatten mit EU-Politiker*innen ge-
nutzt. Dabei sprach sich der EU-
Kommissar für Beschäftigung und 
soziale Rechte, Nicolas Schmit, da-
für aus, den Produktivitäts-Gewinn 

durch den Einsatz digitaler Techni-
ken wie zum Beispiel Chat GPT ge-
recht aufzuteilen, so dass auch die 
Beschäftigten Vorteile haben. Denk-
bar sei so in möglichen Bereichen 
etwa auch eine Vier-Tage-Woche. 
Auch die grüne Transformation muss 
sozial gerecht gestaltet werden.

Die Kongress-Teilnehmenden wa-
ren sich einige, dass diese Rechte 
für alle Beschäftigten in der EU gel-
ten müssten, gleich welchen Alters, 
welchen Geschlechts und welcher 
Herkunft.

Immer wieder wurde auch das 
Beispiel Gräfenhausen genannt. 
Auf dem dortigen Autobahn-Rast-
platz hatten wochenlang LKW-Fah-
rende vor allem aus Usbekistan und 
Georgien gestreikt, damit sie von 
ihrem Auftraggeber, einer polni-
schen Spedition, die ausstehenden 
Zahlungen bekommen. Dabei wur-
den sie von Gewerkschafter*innen 
aus verschiedenen europäischen 
Ländern unterstützt, auch viele EU-
Politiker*innen hatten sie dort be-
sucht, um ihnen ebenso wie euro-
päische Gewerkschaften solidarisch 
zur Seite zu stehen. Durch diesen 
öffentlichen Druck konnten sie ihre 
Zahlungen durchsetzen und lenk-
ten damit gleichzeitig das Licht der 
Öffentlichkeit auf die realen Proble-
me des europäischen Arbeits-
markts.

Interessant waren die Schlaglich-
ter, die die Delegierten in ihren Re-
debeiträgen jeweils auf die Situation 
der Beschäftigten in ihrem Land 
warfen. Dabei zeigten sich viele Ge-
meinsamkeiten. So forderte Pierpao-
lo Bombardieri aus Italien, dass es 
keine Steuerparadiese mehr geben 
dürfe und forderte eine Finanztrans-
aktionssteuer. „Wir brauchen finan-

zielle Ressourcen für die Klimawen-
de“, begründete er. Silja Nastvitz 
aus Norwegen wies darauf hin, dass 
Verbesserungen nur mit kollektivem 
Vorgehen erreicht werden könnten.

In anderen Diskussionen berichte-
ten Delegierte aus der Ukraine von 
der Situation in ihrem Land. Auch 
die Auswirkungen der Inflation auf 
die Situation der Beschäftigten wur-
de immer wieder thematisiert. Da-
bei gab es auch interessante Bezü-
ge zur EGB-Gründung. Denn vor 50 
Jahren litt Europa unter den Folgen 
der Ölkrise und damit auch einer 
hohen Inflation. 

Gäste wie Bundeskanzler Olaf 
Scholz, SPD, und die Präsidentin der 
Europäischen Kommission, Ursula 
von der Leyen, CDU, sprachen zu 
den Delegierten. Bundesarbeitsmi-
nister Hubertus Heil, SPD, dankte 
den Gewerkschaften für ihren Bei-
trag, bislang gut durch die Krisen 
der vergangenen Jahre gekommen 
zu sein. Die Sozialpartner hätten 
hierzulande dafür gesorgt, dass der 
Arbeitsmarkt ohne Schäden davon-
gekommen sei. Dabei wies er unter 
anderem auf das „effektive Instru-
ment“ der Kurzarbeit hin. „Ein star-
ker Sozialstaat ist auch gut für die 
Wirtschaft“, machte der Minister 
den europäischen Gewerkschaften 
Mut und widersprach damit neoli-
beralen Argumenten. 

Ein Beispiel ist die Europäische 
Mindestlohn-Richtlinie, für die der 
EGB und seine Mitgliedsgewerk-
schaften gekämpft haben. Auch der 
Kampf gegen rechts ist eine Aufga-
be der Gewerkschaften. „Ein Rück-
gang der Demokratie geht gegen 
die Werte der Arbeitnehmer*in-
nen“, sagte etwa EGB-Präsident 
Laurent Berger in seinem Beitrag 
zur Werte-Charta des EGB. Das sei 
nicht neu, man müsse es sich aber 
immer wieder ins Gedächtnis rufen. 
„Gewerkschaften arbeiten am bes-
ten, wenn sie zusammenarbeiten“, 
sagte einer der Delegierten in sei-
nem Diskussionsbeitrag. Und das 
haben sie auch bei diesem Kongress 
wieder unter Beweis gestellt. 

Mehr zum Kongress sowie das 
Aktionsprogramm und das Berlin-
Manifest mit den aktuellen Forde-
rungen des EGB sowie Resolutionen 
gibt es auf der englischsprachigen 
Website etuc.org/en/congress
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Niedlich lächelt Pepper, der klei-
ne Pflegeroboter, vom Cover des 
Buches. Doch die Aufnahmen 
waren nicht einfach. Pepper ver-
lor schnell die Aufmerksamkeit, 
wurde unachtsam und schaute 
nicht mehr auf die Kamera. Auch 
wenn sich die Aufnahmen hin-

zogen, am Ende hatte das ganze 
Team den kleinen Kerl liebge-
wonnen.

Klar verständlich

Moment? Einen Roboter? Ja. Ver-
menschlicht mit Augen, ange-
deuteter Nase und Mund. Der für 
den Einsatz in der Pflege gedacht 
ist, auch in der ver.di publik ha-
ben wir schon darüber berichtet. 
Kenza Ait Si Abbou ist Expertin 
für künstliche Intelligenz (KI) und 
berichtet in ihrem neuesten Buch 
über den zunehmenden Einsatz 
von emotionaler KI. Sie erklärt 
die technischen Zusammenhän-
ge gut, klar verständlich, so dass 
auch Menschen die Tücken die-
ser Technik verstehen, die nicht 
zu den Expert*innen für das The-
ma zählen. Ait Si Abbou verteu-
felt den Einsatz dieser Form der 
KI nicht, die mit Hilfe von sen-
siblen Sensor-Messungen und 
hochauflösenden Kameras pro-
grammiert wird. 

Nur unterstützend

Es gibt nach ihrem Verständnis 
durchaus Bereiche, in denen die 
emotionale KI hilfreich sein kann. 
Unterstützend, diese Betonung 
ist ihr wichtig. Denn diese KI 
kann dabei helfen, etwa die eige-
nen Gefühle besser kennenzuler-
nen oder den Innovationsgeist zu 
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Eindruck

„Was mich in Deutsch
land wirklich be
eindruckt, ist die 

Bedeutung von Gewerk
schaften und Betriebs

räten. Menschen spielen 
in der Gesellschaft auf 

unterschiedlichste Weise 
eine Rolle, als Indivi

duen, aber auch als 
Kollektiv. Der Arbeits
platz bietet dafür eine 
wichtige Möglichkeit, 

auch über den Job 
hinaus. Mit der Zerstö
rung der Gewerkschaf

ten in den USA und 
Großbritannien haben 

die Menschen dort diese 
Rolle verloren.“

Fiona Hill, Fellow an der 
Robert Bosch Academy 

in Berlin, im Interview mit 
dem Tagesspiegel 
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Die 18. Frauenalterssicherungskonferenz von SoVD und ver.di findet 
am 4. Juli von 10 bis 15.30 Uhr in der ver.di-Bundesverwaltung in 
Berlin statt. Dabei geht es sowohl um die Lohn- als auch um die Ren-
tenlücke zwischen den Geschlechtern und die Frage, wie der Fach-
kräftemangel aus Geschlechterperspektive bewertet wird. Die Veran-
staltung wird im Livestream übertragen unter frauen.verdi.de. Mehr 
Infos: kurzelinks.de/hji0

ver.di-Rentenexpertin Judith Kerschbaumer ist Ende Mai mit dem Be-
triebliche Altersvorsorge-Award ausgezeichnet worden. Damit wird ihr 
Einsatz für das Sozialpartnermodell gewürdigt. Der Award wird seit 
2016 im Rahmen des Institutionellen Altersvorsorge- und Investoren-
gipfels verliehen und geht an jeweils eine Person, die sich in Deutsch-
land, Österreich und der Schweiz für die Altersvorsorge im Land stark 
gemacht hat. 

Der ehrenamtliche Vorstand des ver.di-Landesbezirks Rheinland-Pfalz-
Saarland hat sich Anfang Mai bei einer Klausurtagung konstituiert. 
Erneut zur Vorsitzenden gewählt wurde Anke Schmeier aus Trier.  

KENZA AIT SI ABBOU: 
MENSCHVERSTEHER.  
WIE EMOTIONALE 
KÜNSTLICHE INTELLIGENZ 
UNSEREN ALLTAG 
EROBERT, DROEMER 
VERLAG, MÜNCHEN,  
253 SEITEN, 20 EURO,  
ISBN 978-3426278895

fördern. Eine Überwachung 
durch Menschen ist immer noch 
notwendig. Die Autorin hinter-
fragt, welche Rolle das Verhältnis 
von Mensch und Maschine in 
diesem Zusammenhang ein-
nimmt. Und vor allen Dingen 
stellt sie Forderungen. Es geht 
um die Kontrolle der KI, die nicht 
Technikfirmen überlassen wer-

den dürfe. Und auch den Gesetz-
geber fordert sie zur Regulierung 
auf. „Wir haben es in der Hand, 
die Risiken zu kontrollieren und 
die enormen Chancen zu nut-
zen“, fordert sie uns alle zum 
Ende des Buches auf. Und dazu 
fördert sie mit ihrem Buch auch 
das Verständnis dieser Technik.

 Heike Langenberg

https://frauen.verdi.de
https://kurzelinks.de/hji0



